
Gesetzentwurf 
der Landesregierung

Fünftes Gesetz zur Änderung des Kommunalabgabengesetzes

A Problem

Das Kommunalabgabengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen trat 1969 - vor 50 
Jahren - in Kraft. § 8 Absatz 1 Satz 1 Kommunalabgabengesetz für das Land Nord­
rhein-Westfalen (KAG) beinhaltet für Gemeinden und Gemeindeverbände die Ermäch­
tigung, Beiträge zu erheben. Gemäß § 8 Absatz 1 Satz 2 KAG wird dieses Ermessen 
bei Beiträgen für dem öffentlichen Verkehr gewidmete (§ 6 Absatz 1 Satz 1 Straßen- 
und Wegegesetz des Landes Nordrhein-Westfalen) Straßen, Wege und Plätze einge­
schränkt: Es besteht ein Sollgebot im Sinne einer Erhebungspflicht. \

<f J \
§ 8 Absatz 2 KAG enthält die zentralen Regelungen über dep Beitrag, zu den beitrags­
fähigen Ausbaumaßnahmen und zu den Beitragspflichtigen. Der Beitrag ist eine Ab­
gabe, die im Gegensatz zu einer Steuer aber wie eine Gebühr gegenleistungsbezogen 
ist. Ein Beitrag wird - im Gegensatz zu .einer Gebühr - nur für die Möglichkeit der 
Inanspruchnahme einer Einrichtung oder einer Anlage erhoben.'

, % M
Im Zusammenhang mit der Veranlagung von Straßenausbaubeiträgen nach dem KAG 
durch die jeweilige Gemeinde bzw. den Gemeindeverband kann es in Einzelfällen für 
die betroffenen Grundstückeigentümerinnen und -eigentümer, die zu einer Beitrags­
zahlung herangezogen werden, zu hohen und teilweise erheblichen finanziellen Be­
lastungen kommen, die die Einzelne bzw. den Einzelnen auch überfordern können. 
Die hohen Belastungen sorgen dafür, dass sich bei den Bürgerinnen und Bürgern Wi­
derstände gegen ßtraßenaüsbaumaßnahmen bilden, die unter Umständen auch zu
gerichtlichen Verfahren führen können.

\

Auch wenn sich die Straßenausbaubeiträge gemäß § 8 Absatz 2 KAG grundsätzlich 
bewährt Haben und von der Rechtsprechung vollumfänglich anerkannt sind, führen die 
skizzierten Entwicklungen dazu, dass die Akzeptanz von Straßenausbaumaßnahmen 
sowie der daraus resultierenden Straßenausbaubeiträge in Frage steht.

Zu solchen Akzeptanzproblemen bei den betroffenen Beitragspflichtigen kann es auch 
führen, wenn die zu erwartende Straßenausbaumaßnahme bzw. die daraus entste­
henden Beiträge nicht früh kommuniziert werden und den Beitragspflichtigen keine 
Möglichkeit gegeben wird, die Ausgestaltung der Straßenausbaumaßnahme vor der 
abschließenden Beschlussfassung der kommunalen Gremien zu beeinflussen.

B Lösung

Um die Akzeptanz für Straßenausbaumaßnahmen in den Gemeinden bzw. Gemein­
deverbänden zu erhalten bzw. wiederherzustellen, beinhaltet dieser Gesetzentwurf 
mehrere Maßnahmen, um ein modernes Straßenausbaubeitragsrecht für Nordrhein- 
Westfalen auf den Weg zu bringen.
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a) Transparentes Straßen- und Wegekonzept

Ein transparentes gemeindliches Straßen- und Wegekonzept hat zu berücksichtigen, 
wann technisch, rechtlich und wirtschaftlich sinnvoll Straßenunterhaltungsmaßnah­
men möglich sind und wann beitragspflichtige Straßenausbaumaßnahmen an langfris­
tig notwendigen kommunalen Straßen erforderlich werden könnten. Das Straßen- und 
Wegekonzept ist über einen Zeitraum von fünf Jahren anzulegen und jährlich fortzu­
schreiben.

Dieses transparente und übersichtliche Konzept wird dann sowohl für die Vertretung 
einer Gemeinde bzw. eines Gemeindeverbandes eine fundierte Grundlage für künftige 
Entscheidungen zur Mittelbereitstellung als auch für die Bürgerinnen und Bürger eine 
transparente Informationsgrundlage für künftige Straßenausbaumaßnahmen bilden.

Das kurzgefasste Straßen- und Wegekonzept beinhaltet keine Vorentscheidungen 
über eine Straßenausbaumaßnahme; es stellt ein Handlungskonzept im Sinne u.a. 
einer Aufstellung möglicher prioritärer beitragspflichtiger Straßenausbaumaßnahmen 
dar und ist zugleich nach Beschluss durch die kommunale Vertretung (Rat bzw. Kreis­
tag) Grundlage für die durchzuführenden Anliegerversammlungen.

b) Einführung einer verpflichtenden Anliegerversammlung im Vorfeld von 
möglichen Straßenausbaumaßnahmen

Gemäß § 23 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) unter­
richtet der Rat die Einwohnerinnen und Einwohner über die allgemein bedeutsamen 
Angelegenheiten der Gemeinde. Bei wichtigen Planungen und Vorhaben der Ge­
meinde, die unmittelbar raum- oder entwicklungsbedeutsam sind oder das wirtschaft­
liche, soziale oder kulturelle Wohl ihrer Einwohnerinnen und Einwohner nachhaltig be­
rühren, sollen die Einwohnerinnen und Einwohner möglichst frühzeitig über die Grund­
lagen sowie Ziele, Zwecke und Auswirkungen unterrichtet werden.

Auch wenn eine Straßenausbaumaßnahme regelmäßig nicht zu den allgemein be­
deutsamen Angelegenheiten einer Gemeinde gehört und in der Folge somit eine Un­
terrichtungspflicht gegenüber den Einwohnerinnen und Einwohner nach § 23 GO NRW 
nicht auslöst, haben viele Gemeinden von diesem Instrument (bei Straßenausbau­
maßnahmen vor allem im Wege der Anliegerversammlung) freiwillig Gebrauch ge­
macht, um schon im Vorfeld die Anlieger in die Straßenausbaumaßnahme einzubin­
den.

Der Gesetzentwurf enthält vor diesem Hintergrund die Einführung einer verpflichten­
den Anliegerversammlung im Vorfeld von möglichen Straßenausbaumaßnahmen. Auf 
Basis des von der kommunalen Vertretung beschlossenen Straßen- und Wegekon­
zeptes im Sinne eines Handlungskonzeptes werden die Grundstückeigentümerinnen 
und -eigentümer so frühzeitig und transparent in eine mögliche Straßenausbaumaß­
nahme einbezogen. So können die potentiellen Beitragspflichtigen die geplante Maß­
nahme beeinflussen und die Erhebung der Beiträge verliert für die Betroffenen außer­
dem den oft monierten, überraschenden Charakter.
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c) Vermeidung einer möglichen wirtschaftlichen Überforderung von Bei­
tragspflichtigen

Es wird den Kommunen mit der Einführung eines voraussetzungslosen Ratenzah­
lungsanspruchs ermöglicht, eine wirtschaftliche Überforderung von Beitragspflichti­
gen nachhaltig und unbürokratisch zu vermeiden. Anders als bisher, setzt dieser An­
spruch keine „erhebliche Härte für den Schuldner“ mehr voraus, wie es aufgrund der 
Verweisung in § 12 Absatz 1 Nummer 5 Buchstabe a KAG auf § 222 der Abgaben­
ordnung (AO) der Fall war.

Die Kommunen erhalten einen weiten gesetzlichen Spielraum, den Beitragspflichti­
gen auf Antrag eine Zahlung in höchstens zwanzig Jahresraten zu gewähren. Der 
Verzicht auf weitere gesetzliche Voraussetzungen ermöglicht ein unbürokratisches 
und kostengünstiges Erhebungsverfahren. JgP
Der Zinssatz für Stundungen gemäß § 8a Absatz 6 dieses Gesetzentwurfes beträgt 
nicht statische sechs Prozent pro Jahr, sondern passt sieb dynamisch der Zinsent­
wicklung an und beträgt dann zwei Prozentpunkte über dem zu Beginn des Jahres 
geltenden Basiszinssatz nach § 247 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB), mindestens je­
doch ein Prozent.

In § 8a Absatz 7 wird eine Härtefallregelung eingeführljmach der Personen unter be­
stimmten Prämissen auf Antrag eine unbefristete Stundung zu gewähren ist.

\ V. M
Die gemäß § 12 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe b, Nummer 5 Buchstabe a und Num­
mer 5 Buchstabe b KAG in Betracht zuziehenden Billigkeitsregelungen gemäß §§ 
163, 227 und 234 Absatz 2 AO bleiben davon unberührt.

d) Räumliche Beschränkungen der erschlossenen Fläche und Schaffung ei­
nes Ermäßigungstatbestandes für Eckgrundstücke

Der grundsätzlichen räumlichen Begrenzung der Erschließungswirkung in der Länge 
steht die räumliche Begrenzung der Erschließungswirkung in der Tiefe gegenüber. 
Der Satzungsgeber— die Gemeinde bzw. der Gemeindeverband - darf bereits heute 
eine sogenannte Tiefenbegrenzung von Grundstücken festlegen und damit bestim­
men, wie weit in die Tiefe sich die Erschließungswirkung der ausgebauten Anlage er­
streckt.

Vom Grunde her wird einem Eckgrundstück von beiden Straßen gleichermaßen eine 
vorteilsrelevante Inanspruchnahmemöglichkeit geboten, wobei eine Eckgrundstück­
sermäßigung beispielsweise wegen verminderten wirtschaftlichen Vorteils gewährt 
werden kann. Bei einer Dreifacherschließung stellt sich bereits heute die Frage eines 
Billigkeitserlasses.

Vor diesem Hintergrund wird, die Rechtsprechung nachzeichnend, klargestellt, dass 
in der kommunalen Straßenausbaubeitragssatzung eine Tiefenbegrenzung für 
Grundstücke vorgesehen sowie der Situation von Eckgrundstücken Rechnung getra­
gen werden kann.
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e) Entlastung der Beitragspflichtigen über ein landeseigenes Förderpro­
gramm

Zur Erleichterung der Anlieger bei kommunalen Beitragsforderungen wird in Flankie­
rung dieses Gesetzentwurfs ein Förderprogramm von jährlich 65 Millionen Euro zu 
Gunsten der Straßenausbaubeitragspflichtigen aufgelegt werden. Damit wird eine 
substanzielle Entlastung der Beitragsschuldner bewirkt. Diesbezüglich bedarf es des 
Beschlusses des Landtages über den Landeshaushalt 2020 als Haushaltsgesetzge­
ber.

C Alternativen

Beibehaltung des bisherigen Rechtszustands.

D Kosten

Keine.

E Zuständigkeit

Zuständig ist das Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung. Be­
teiligt ist das Ministerium der Finanzen.

F Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemein­
den und Gemeindeverbände

Eine Konnexitätsrelevanz des Gesetzentwurfs gemäß Artikel 78 Absatz 3 der Verfas­
sung für das Land Nordrhein-Westfalen ist nicht gegeben, da die Gemeinden oder 
Gemeindeverbände nicht zur Übernahme und Durchführung neuer öffentlicher Auf­
gaben verpflichtet werden, die für sie eine wesentliche Belastung hervorrufen wür­
den. Der bisherige § 8 KAG, der die zentralen Regelungen über den Beitrag, die bei­
tragsfähigen Ausbaumaßnahmen und zu den beitragspflichtigen Personen enthält, 
bleibt unverändert. Durch die Einführung des § 8a „Ergänzende Vorschriften für die 
Durchführung von Straßenausbaumaßnahmen und über die Erhebung von Straßen­
ausbaubeiträgen“ werden - neu - Anforderungen an die Durchführung der öffentli­
chen Aufgabe gestellt, die jedoch zu keiner wesentlichen Belastung der davon be­
troffenen Gemeinden oder Gemeindeverbände führen und damit keine Konnexität 
auslösen.
Die genannten Regelungen werden die Akzeptanz von Straßenausbaubeiträgen bei 
den Anliegern wiederherstellen und führen so zu einer Stärkung der Selbstverwal­
tung in Bezug auf den Ausbau des kommunalen Straßennetzes. Der kommunale Auf­
wand für die Erhebung des Beitrags wird sich durch eine geringere Anzahl von Ein­
gaben und Widerspruchs- und Klageverfahren sogar verringern. Die Öffnung der im 
Vorfeld von Straßenausbaumaßnahmen erfolgenden Information der beitragspflichti­
gen Personen führt im Vergleich zu bisherigen Abläufen zu einer zeitlich früheren 
Durchführung. Durch die Einräumung eines Anspruchs auf Ratenzahlung oder, in 
Ausnahmefällen, einer unbefristeten Stundung, kann es für die Kommunen zu einem
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verzögerten Zufluss von Liquidität und damit zu höheren Refinanzierungskosten 
kommen; ebenso führt die Dynamisierung der Zinshöhe zu geringeren Zinseinnah­
men. Sofern beitragspflichtige Personen von dieser Regelung Gebrauch machen, 
ergibt sich in dem kommunalen Haushalt ein zeitlich gestreckter Liquiditätszufluss mit 
der möglichen Folge einer für die Kommune erforderlichen Zwischenfinanzierung - 
entweder aus eigenen oder aus aufgenommenen Finanzmitteln. Die Gewährung ei­
ner Ratenzahlung im Zuge eines Straßenausbaubeitragsrechts wird zugleich mit der 
Verzinsung der Ansprüche verbunden. Der Zinssatz für Stundungen gemäß § 8a Ab­
satz 6 dieses Entwurfes beträgt nicht statische sechs Prozent pro Jahr, sondern 
passt sich dynamisch der Zinsentwicklung an und beträgt dann zwei Prozentpunkte 
über dem zu Beginn des Jahres geltenden Basiszinssatz nach § 247 Bürgerliches 
Gesetzbuch (BGB), mindestens jedoch ein Prozent. Durch diese Regelung wird si­
chergestellt, dass eine Kommune ggf. nicht höhere Refinanzierungskosten als dar­
aus entstehende Zinseinnahmen hat.

\
\

G Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und die privaten Haus­
halte A

Soweit diese als Grundstückseigentümer und Erbbauberechtigte von Beitragsforde­
rungen betroffen sein können, werden die Beitragspflichtigen entlastet.

H
\ \ )

Geschlechterdifferenzierte Betrachtung der Auswirkungen des Gesetzes

Der Gesetzentwurf hat keine/Auswirkungen auf die Gleichstellung von Frauen und 
Männern. Die Wirkungen treten unabhängig vom Geschlecht der Betroffenen ein. 
Auswirkungen auf die unterschiedlichen Lebenssituationen von Frauen und Männern 
sind nicht zu erwarten.

I Auswirkungen auf die nachhaltige Entwicklung

Durch den vorgelegten Gesetzentwurf werden die Ziele einer nachhaltigen Entwick­
lung gestärkt. Aufgabe einer nachhaltigen Stadt- und Quartiersentwicklung ist es, die 
ökologischen, ökonomischen und sozialen Belange im Sinne einer zukunftsgerichte­
ten Stabilisierung und aufwertenden generationengerechten Entwicklung der Städte 
und Quartiere zielorientiert zu koordinieren. Dabei orientiert sich die nachhaltige 
Stadtentwicklungspolitik in Nordrhein-Westfalen am Leitbild der nachhaltigen europä­
ischen Stadt (Leipzig-Charta), in deren Mitte Platz für alle ist. Insbesondere durch die 
vorgesehene Einführung einer verpflichtenden Anliegerversammlung werden frühzei­
tig Beteiligungsprozesse mit den betroffenen Grundstückseigentümerinnen und -ei- 
gentümern gestärkt.

J Befristung

Da das Stammgesetz geändert wird, ist eine Befristung des ändernden Gesetzes 
nicht angezeigt.
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Gegenüberstellung

Gesetzentwurf der Landesregierung Auszug aus den geltenden Gesetzes­
bestimmungen

Fünftes Gesetz zur Änderung des
Kommunalabgabengesetzes
Artikel 1
Das Kommunalabgabengesetz für das 
Land Nordrhein-Westfalen vom 21. Ok­
tober 1969 (GV. NRW. S. 712), das zu­
letzt durch Artikel 19 des Gesetzes vom 
23. Januar 2018 (GV. NRW. S. 90) ge­
ändert worden ist, wird wie folgt geän­
dert:

Kommunalabgabengesetz für das Land 
Nordrhein-Westfalen (KAG)

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt 
geändert: Äs w

.

a) Nach der Angabe zu § 8 wird fol­
gende Angabe eingefügt:
„§ 8a Ergänzende Vorschriften für die 
Durchführung von Straßenausbaumaß­
nahmen und über die Erhebung von 
Straßenausbaubeiträgen“.

b) Die Angabe zu § 26 wird wie folgt ge­
fasst:
„§ 26 Inkrafttreten, Übergangsvor­
schrift“.

§8
(1) Die Gemeinden und Gemeindever­
bände können Beiträge erheben. Bei 
den dem öffentlichen Verkehr gewidme­
ten Straßen, Wegen und Plätzen sollen 
Beiträge erhoben werden, soweit nicht 
das Baugesetzbuch anzuwenden ist.
(2) Beiträge sind Geldleistungen, die 
dem Ersatz des Aufwandes für die Her­
stellung, Anschaffung und Erweiterung 
öffentlicher Einrichtungen und Anlagen 
im Sinne des § 4 Abs. 2, bei Straßen, 
Wegen und Plätzen auch für deren Ver­
besserung, jedoch ohne die laufende 
Unterhaltung und Instandsetzung, die­
nen. Sie werden von den Grundstücks­
eigentümern als Gegenleistung dafür er­
hoben, daß ihnen durch die Möglichkeit 
der Inanspruchnahme der Einrichtungen

6



und Anlagen wirtschaftliche Vorteile ge­
boten werden. Ist das Grundstück mit ei­
nem Erbbaurecht belastet, so tritt an die 
Stelle des Eigentümers der Erbbaube­
rechtigte.
(3) Beiträge können auch für Teile einer 
Einrichtung oder Anlage erhoben wer­
den (Kostenspaltung).

4

*.

Jj

(4) Der Aufwand umfaßt auch den Wert, 
den die von der Gemeinde oder dem 
Gemeindeverband für die Einrichtung o- 1 
der Anlage bereitgestellten eigenen 
Grundstücke bei Beginn der Maßnahme 
haben. Er kann nach den tatsächlichen 
Aufwendungen oder nach Einheitssät- 
zen, denen die der Gemeinde oder dem 
Gemeindeverband für gleichartige Ein­
richtungen oder Anlagen üblicherweise 
durchschnittlich erwachsenden Aufwen­
dungen zugrunde zu legen sind, ermit­
telt werden. Bei leitungsgebundenen 
Einrichtungen und Anlagen, die der Ver­
sorgung oder der Abwasserbeseitigung 
dienen, kann der durchschnittliche Auf­
wand für die gesamte Einrichtung oder 
Anlage veranschlagt und zugrunde ge­
legt werden (Anschlußbeitrag). Wenn 
die Einrichtungen oder Anlagen erfah­
rungsgemäß auch von der Allgemeinheit 
oder von der Gemeinde oder dem Ge­
meindeverband selbst in Anspruch ge­
nommen werden, bleibt bei der Ermitt­
lung des Aufwandes ein dem wirtschaft­
lichen Vorteil der Allgemeinheit oder der 
Gemeinde oder des Gemeindeverban­
des entsprechender Betrag außer An­
satz; Zuwendungen Dritter sind, sofern 
der Zuwendende nichts anderes be­
stimmt hat, zunächst zur Deckung die­
ses Betrages und nur, soweit sie diesen 
übersteigen, zur Deckung des übrigen 
Aufwandes zu verwenden. Das veran­
schlagte Beitragsaufkommen soll den 
nach Satz 1 bis 4 ermittelten Aufwand, 
der sonst von der Gemeinde oder dem 
Gemeindeverband selbst aufzubringen 
wäre, einschließlich des Wertes der be­
reitgestellten eigenen Grundstücke, 
nicht überschreiten und in den Fällen 
ies Absatzes 1 Satz 2 in der Regel de- 
:ken. Wenn im Zeitpunkt des Erlasses
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der Beitragssatzung der Aufwand noch 
nicht feststeht, braucht der Beitragssatz 
in der Satzung nicht angegeben zu wer­
den.
(5) Der Aufwand kann auch für Ab­
schnitte einer Einrichtung oder Anlage, 
wenn diese selbständig in Anspruch ge­
nommen werden können, ermittelt wer­
den.
(6) Die Beiträge sind nach den Vorteilen 
zu bemessen. Dabei können Gruppen 
von Beitragspflichtigen mit annähernd 
gleichen Vorteilen zusammengefaßt 
werden.
(7) Die Beitragspflicht entsteht mit der 
endgültigen Herstellung der Einrichtung 
oder Anlage, in den Fällen des Absatzes
3 mit der Beendigung der Teilmaß­
nahme und in den Fällen des Absatzes
5 mit der endgültigen Herstellung des 
Abschnitts. Wird ein Anschlußbeitrag 
nach Absatz 4 Satz 3 erhoben, so ent­
steht die Beitragspflicht, sobald das 
Grundstück an die Einrichtung oder An­
lage angeschlossen werden kann, frü­
hestens jedoch mit dem Inkrafttreten der 
Satzung; die Satzung kann einen späte­
ren Zeitpunkt bestimmen.
(8) Auf die künftige Beitragsschuld kön­
nen angemessene Vorausleistungen 
verlangt werden, sobald mit der Durch­
führung der Maßnahme nach Absatz 2
Satz 1 und Absatz 5 begonnen worden 
ist.
(9) Der Beitrag ruht als öffentliche Last 
auf dem Grundstück, im Falle des Ab­
satzes 2 Satz 3 auf dem Erbbaurecht.

2. Nach § 8 wird folgender § 8a einge- 
fügt:
„§ 8a Ergänzende Vorschriften für die 
Durchführung von Straßenausbaumaß­
nahmen und über die Erhebung von 
Straßenausbaubeiträgen
(1) Die Gemeinde hat ein gemeindliches 
Straßen- und Wegekonzept zu erstellen, 
welches vorhabenbezogen zu berück­
sichtigen hat, wann technisch, rechtlich 
und wirtschaftlich sinnvoll Straßenunter­
haltungsmaßnahmen möglich sind und



wann beitragspflichtige Straßenausbau­
maßnahmen an langfristig notwendigen 
kommunalen Straßen erforderlich wer­
den können. Das Straßen- und Wege­
konzept ist über einen Zeitraum von fünf 
Jahren anzulegen und jährlich fortzu­
schreiben. Das Straßen- und Wegekon­
zept wird von der kommunalen Vertre­
tung beraten und beschlossen.
(2) Das für Kommunales zuständige Mi­
nisterium gibt durch Verwaltungsvor­
schrift ein Muster für das Straßen- und 
Wegekonzept nach Absatz 1 im Ministe­
rialblatt für das Land Nordrhein-Westfa­
len bekannt. Die Gemeinden und Ge­
meindeverbände sind verpflichtet, die­
ses Muster zu verwenden. Sofern die 
Gemeinde oder der Gemeindeverband 
ausnahmsweise von dem Muster abwei­
chen möchte, ist dies im Straßen- und 
Wegekonzept darzulegen und zu be­
gründen. 4k

w
(3) Soweit im Straßen- und Wegekon- \
zept nach Absatz 1 beitragspflichtige 
Straßenausbaumaßnahmen enthalten 
sind, ist die Gemeinde oder<der Ge­
meindeverband verpflichtet, frühzeitig 
eine Versammlung der von dem Vorha: 
ben betroffenen Grundstückeigentüme-, 
rinnen und -eigentümer (verbindliche 
Anliegerversammfung) durchzuführen. 
Ihnen sind die rechtlichen, technischen 
und wirtschaftlichen Gegebenheiten vor­
zustellen. Sofern sich die Straßenaus- 
baumäßnahme konkretisiert, sind zu­
sätzlich Alternativen zum vorgesehenen 
Ausbaustahdard und dem sich daraus 
ergebenden beitragspflichtigen Aufwand 
in der verbindlichen Anliegerversamm­
lung mit den betroffenen Grundstücksei­
gentümerinnen und -eigentümern zu er­
örtern. Über das Ergebnis der verbindli­
chen Anliegerversammlung ist die Ver­
tretung der Gemeinde oder des Ge­
meindeverbandes vor Beschlussfassung 
über die Durchführung einer Straßen­
ausbaumaßnahme zu informieren.
(4) Ausnahmsweise kann von der 
Durchführung einer verbindlichen Anlie­
gerversammlung nach Absatz 3 abgese­
hen werden, wenn es sich um eine nur
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geringfügige Straßenausbaumaßnahme 
handelt. In diesem Fall kann die ver­
bindliche Anliegerversammlung durch 
Beschluss der kommunalen Vertretung 
durch ein anderes Beteiligungsverfahren 
ersetzt werden. Die Rechtmäßigkeit des 
Beitragsbescheides bleibt von der Erfül­
lung der Pflicht zur Durchführung einer 
Anliegerversammlung nach Absatz 3 o- 
der eines anderen Beteiligungsverfah­
rens unberührt.
(5) Die Satzung der Gemeinde oder des 
Gemeindeverbandes kann unter Be­
rücksichtigung von § 8 Absatz 6 bei ge­
mäß § 8 Absatz 2 beitragsfähigen Stra­
ßenausbaumaßnahmen Beitragsermä­
ßigungen für Eckgrundstücke vorsehen. 
Die Festlegung einer satzungsrechtli­
chen Tiefenbegrenzung ist zulässig.
(6) Bei Straßenausbaubeiträgen gemäß 
§ 8 Absatz 2 soll auf Antrag eine Zah­
lung in höchstens zwanzig Jahresraten 
eingeräumt werden. Der jeweilige Rest­
betrag ist jährlich mit 2 Prozentpunkten 
über dem zu Beginn des Jahres gelten­
den Basiszinssatz nach § 247 des Bür­
gerlichen Gesetzbuches, jedoch mit 
mindestens 1 Prozent, zu verzinsen.
Eine Tilgung des Restbetrages ist am 
Ende jeden Jahres möglich !
(7) Straßenausbaubeiträge gemäß § 8 
Absatz 2 sollen für ein beitragspflichti­
ges Grundstück auf Antrag ohne Fest­
setzung von Fälligkeiten ganz oder teil­
weise gestundet werden, wenn die Zah­
lung des Beitrages für die beitragspflich­
tige Person eine erhebliche Härte be­
deutet. Das gilt insbesondere für eine 
beitragspflichtige Person, die über ein 
Einkommen verfügt, das die Bedarfs­
grenze der Hilfe zum Lebensunterhalt 
außerhalb von Einrichtungen nach dem 
Zwölften Buch Sozialgesetzbuch - Sozi­
alhilfe - (Artikel 1 des Gesetzes vom 27. 
Dezember 2003, BGBl. I S. 3022, 3023), 
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 8. Juli 2019 (BGBl. I S. 1029) geän­
dert worden ist, um nicht mehr als 20 
Prozent des maßgebenden Regelsatzes 
übersteigt und kein anderes Vermögen 
oder Einkommen vorhanden ist, das die
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Zahlung von Beiträgen zumutbar macht. 
Für die Höhe der Verzinsung des so ge­
stundeten Beitrages gilt Absatz 6 Satz 2 
entsprechend. Auf die Zinsen kann ganz 
oder teilweise verzichtet werden, wenn 
ihre Erhebung nach Lage des einzelnen 
Falls unbillig wäre.
(8) Die nach diesem Gesetz anwendba­
ren weitergehenden Billigkeitsregelun­
gen der Abgabenordnung bleiben unbe­
rührt. Al
3. § 26 wird wie folgt geändert
„§ 26 Inkrafttreten, Übergangsvorschrift T26 yw—
(1) § 11 Absatz 4 und § 25 dieses Ge­
setzes treten einen Tag nach seiner 
Verkündung, die übrigen Vorschriften 
am 1. Januar 1970 in Kraft.

§ 11 Absatz 4 und § 25 dieses Gesetzes 
treten einen Tag nach seiner Verkün­
dung, die übrigen Vorschriften am 1. Ja­
nuar 1970 in Kraft. Jf

(2) § 8a Absatz 6 und 7 ist auch auf bis 
zum [einsetzen: Tag des Inkrafttretens 
des Fünften Gesetzes zur Änderung des 
Kommunalabgabengesetzes für das
Land Nordrhein-Westfalen] bereits ab­
geschlossene Beitragserhebungsverfah­
ren anzuwenden. Dies gilt nicht, soweit 
die Beiträge von den Gemeinden und 
Gemeindeverbänden bereits verein- , 
nahmt wurden.“

\Y<

Artikel 2
Dieses Gesetz tritt am 1 . Januar 2020 in ' 
Kraft. a
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Begründung

A Allgemeiner Teil

Das Kommunalabgabengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen trat 1969 - vor 50 
Jahren - in Kraft. § 8 Absatz 1 Satz 1 Kommunalabgabengesetz für das Land Nord­
rhein-Westfalen (KAG) beinhaltet für Gemeinden und Gemeindeverbände die Ermäch­
tigung, Beiträge zu erheben. Gemäß § 8 Absatz 1 Satz 2 KAG wird dieses Ermessen 
bei Beiträgen für dem öffentlichen Verkehr gewidmete (§ 6 Absatz 1 Satz 1 Straßen- 
und Wegegesetz des Landes Nordrhein-Westfalen) Straßen, Wege und Plätze einge­
schränkt: Es besteht ein Sollgebot im Sinne einer Erhebungspflicht.

§ 8 Absatz 2 KAG enthält die zentralen Regelungen über den Beitrag, zu den beitrags­
fähigen Ausbaumaßnahmen und zu den Beitragspflichtigen. Der Beitrag ist eine Ab­
gabe, die im Gegensatz zu einer Steuer, aber wie eine Gebühr gegenleistungsbezo­
gen ist. Ein Beitrag wird - im Gegensatz zu einer Gebühr - nur,für die Möglichkeit der 
Inanspruchnahme einer Einrichtung oder einer Anlage erhoben.

Im Zusammenhang mit der Veranlagung von Straßenausbaubeiträgen nach KAG 
durch die jeweilige Gemeinde bzw. den Gemeindeverband kann es in Einzelfällen für 
die betroffenen Grundstückeigentümerinnen und -eigentümer, die zu einer Beitrags­
zahlung herangezogen werden, zu hohen und teilweise erheblichen finanziellen Be­
lastungen kommen, die die Einzelne bzw. den Einzelnen auch überfordern können. 
Die hohen Belastungen sorgen dafür, dass sich bei den Bürgerinnen und Bürgern Wi­
derstände gegen Straßenausbaumaßnahmen bilden, die unter Umständen auch zu 
gerichtlichen Verfahren führen können.

Auch wenn sich die Straßenausbaubeiträge gemäß § 8 Absatz 2 KAG grundsätzlich 
bewährt haben und von der Rechtsprechung vollumfänglich anerkannt sind, führen die 
skizzierten Entwicklungen dazu, dass die Akzeptanz von Straßenausbaumaßnahmen 
sowie der daraus resultierenden Straßenausbaubeiträge in Frage steht.

Zu solchen Akzeptanzproblemen bei den betroffenen Beitragspflichtigen kann es auch 
führen, wenn die zu erwartende Straßenausbaumaßnahme bzw. die daraus entste­
henden Beiträge nicht früh kommuniziert werden und den Beitragsschuldnern keine 
Möglichkeit gegeben wird, die Ausgestaltung der Straßenausbaumaßnahme vor der 
abschließenden Beschlussfassung der Räte bzw. Kreistage zu beeinflussen.

Der Gesetzentwurf sieht für Straßenausbaumaßnahmen, die eine Beitragspflicht nach 
§ 8 Absatz 1 Satz 2 KAG auslösen, ergänzende Vorschriften unter Einführung eines 
§ 8a in das KAG vor.

Zur Erleichterung der Anlieger bei kommunalen Beitragsforderungen wird in Flankie­
rung dieses Gesetzentwurfs ein Förderprogramm von jährlich 65 Millionen Euro zu 
Gunsten der Straßenausbaubeitragspflichtigen aufgelegt werden. Damit wird eine sub­
stanzielle Entlastung der Beitragspflichtigen bewirkt. Diesbezüglich bedarf es des Be­
schlusses des Landtages überden Landeshaushalt2020 als Haushaltsgesetzgeber.
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B Besonderer Teil

Zu Artikel 1:

Änderung des Kommunalabgabengesetzes 

Zu Nummer 1:

a) Das Inhaltsverzeichnis wird um den neu einzufügenden „§ 8a Ergänzende Vorschrif­
ten für die Durchführung von Straßenausbaumaßnahmen und über die Erhebung von 
Straßenausbaubeiträgen“ ergänzt.

//
b) Die Überschrift des § 26 im Inhaltsverzeichnis wird an den neuen Regelungsinhalt 
angepasst.

Zu Nummer 2:
In das Kommunalabgabengesetz des Landes Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) wird 
ein „§ 8a Ergänzende Vorschriften für die Durchführung von Straßenausbaumaßnah­
men und über die Erhebung von Straßenausbaubeiträgen“ eingefügtW^

zu Absatz 1: \

Eine fehlende Mitwirkungsmöglichkeit bei der Ausgestaltung von Straßenausbaumaß­
nahmen und eine mangelnde Transparenz im Hinblick auf die zu erwartenden Kosten 
können zu erheblichen Akzeptanzpr^blemen bei den Beitragspflichtigen führen. Diese 
können durch eine frühzeitige Information und Beteiligung der Anlieger vermieden wer­
den. - v X;-"

Ein transparentes gemeindliches Straßen- und Wegekonzept hat zu berücksichtigen, 
wann technisch, rechtlich und wirtschaftlich sinnvoll Straßenunterhaltungsmaßnah­
men möglich sind und wann beitragspflichtige Straßenausbaumaßnahmen an langfris­
tig notwendigen kommunalen Straßen erforderlich werden könnten. Das Straßen- und 
Wegekonzept ist über einen Zeitraum von fünf Jahren anzulegen und jährlich fortzu­
schreiben. ' \fi

Dieses Konzept wird dann sowohl für die Vertretung der Gemeinde oder des Gemein­
deverbandes eine fundierte Grundlage für künftige Entscheidungen zur Mittelbereit­
stellung als auch fürdie Bürgerinnen und Bürger eine transparente Informationsgrund­
lage für künftige Straßenausbaumaßnahmen sein.

Das kurzgefasste Straßen- und Wegekonzept beinhaltet keine Vorentscheidungen 
übereine Straßenausbaumaßnahme; es stellt ein Handlungskonzept im Sinne u.a. ei­
ner Aufstellung möglicher prioritärer beitragspflichtiger Straßenausbaumaßnahmen 
dar und ist zugleich nach Beschluss durch die kommunale Vertretung (Rat bzw. Kreis­
tag) Grundlage für die verpflichtend durchzuführenden Anliegerversammlungen.

Aus dem durch die kommunale Vertretung beschlossenen Straßen- und Wegekonzept 
resultiert in Höhe der für die Maßnahmen geschätzten Kosten eine Veranschlagung 
im Haushaltsplan, um der Haushaltsklarheit und -Wahrheit Rechnung zu tragen (Ver­
anschlagung in einer Summe). Sofern einzelne Maßnahmen hinreichend konkretisiert 
sind bzw. werden, erfolgt eine Einzelveranschlagung (vgl. dazu § 13 der Verordnung
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über das Haushaltswesen der Kommunen im Land Nordrhein-Westfalen (Kommunal­
haushaltsverordnung Nordrhein-Westfalen - KomHVO NRW) in der Fassung vom 12. 
Dezember 2018 (GV. NRW. 2018 S. 708).

zu Absatz 2:

Ziel des jährlich fortzuschreibenden Straßen- und Wegekonzeptes nach Absatz 1 ist 
es, vorhabenbezogen Transparenz über Straßenunterhaltungsmaßnahmen und Stra­
ßenausbaumaßnahmen herzustellen. Um diesem Ziel gerecht zu werden, gibt das für 
Kommunales zuständige Ministerium durch Verwaltungsvorschrift ein Muster für das 
Straßen- und Wegekonzept im Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen be­
kannt.

Die Gemeinden und Gemeindeverbände sind verpflichtet, dieses Muster zu verwen­
den. Sofern die Gemeinde oder der Gemeindeverband ausnahmsweise von dem Mus­
ter abweichen möchte, ist dies im Straßen- und Wegekonzept darzulegen und zu be­
gründen. Die Ausnahme ermöglicht es Gemeinden und Gemeindeverbänden, die be­
reits heute über transparente Darstellungen von straßefh und wegebezogenen Maß­
nahmen verfügen und die Gegenstand der Beratung und Beschlussfassung der kom­
munalen Vertretung sind, ihre Form und Darstellung der Inhalte beizubehalten.

zu Absatz 3:

Gemäß § 23 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) unter­
richtet der Rat die Einwohnerinnen und Einwohner über die allgemein bedeutsamen 
Angelegenheiten der Gemeinde. Bei wichtigen Planungen und Vorhaben der Ge­
meinde, die unmittelbar raum- oder entwicklungsbedeutsam sind oder das wirtschaft­
liche, soziale oder kulturelle Wohl ihrer Einwohnerinnen und Einwohner nachhaltig be­
rühren, sollen die Einwohnerinnen und Einwohner möglichst frühzeitig über die Grund­
lagen sowie Ziele, Zwecke und Auswirkungen unterrichtet werden.

Auch wenn eine Straßenausbaumaßnahme regelmäßig nicht zu den allgemein be­
deutsamen Angelegenheiten einer Gemeinde gehört und in der Folge somit eine Un­
terrichtungspflicht gegenüber den Einwohnerinnen und Einwohner nach § 23 GO NRW 
nicht auslöst, haben viele Gemeinden von diesem Instrument (bei Straßenausbau­
maßnahmen vor allem im Wege der Anliegerversammlung) freiwillig Gebrauch ge­
macht, um schon im Vorfeld die Anlieger in die Straßenausbaumaßnahme einzubin­
den.

Der Gesetzentwurf enthält vor diesem Hintergrund die Einführung einer verpflichten­
den Anliegerversammlung im Vorfeld von möglichen Straßenausbaumaßnahmen. Auf 
Basis des von der kommunalen Vertretung beschlossenen Straßen- und Wegekon­
zeptes im Sinne eines Handlungskonzeptes werden die Grundstückeigentümerinnen 
und -eigentümer so frühzeitig und transparent in eine mögliche Straßenausbaumaß­
nahme einbezogen. Die Einbeziehung umfasst dabei auch Erbbauberechtigte: § 8 Ab­
satz 2 Satz 3 sieht vor, dass, wenn ein Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet ist, 
an die Stelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte tritt. So können die potentiellen
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Beitragspflichtigen die geplante Maßnahme beeinflussen und die Erhebung der Bei­
träge verliert für die Betroffenen außerdem den oft monierten, überraschenden Cha­
rakter.

Ihnen sind die rechtlichen, technischen und wirtschaftlichen Gegebenheiten vorzustel­
len. Sofern sich die Straßenausbaumaßnahme konkretisiert, sind zusätzlich Alternati­
ven zum vorgesehenen Ausbaustandard und dem sich daraus ergebenden beitrags­
pflichtigen Aufwand in der verbindlichen Anliegerversammlung mit den betroffenen 
Grundstückseigentümerinnen und -eigentümern zu erörtern. Über das Ergebnis der 
verbindlichen Anliegerversammlung ist die kommunale Vertretung vor Beschlussfas­
sung über die Durchführung einer Straßenausbaumaßnahme zu informieren, so dass 
die kommunale Vertretung im Lichte der durchgeführten verbindlichen Anliegerver­
sammlung beraten und darauf fußend Entscheidungen über di^ Durchführung einer 
Straßenausbaumaßnahme inklusive einer Straßenausbaub'eitragssatzung treffen 
kann.

/ \
Hierdurch haben die Kommunen die Möglichkeit, durch die frühzeitige Einbeziehung 
der potentiell Beitragspflichtigen in den Planungsprozess diese an der Ausgestaltung 
der Maßnahme zu beteiligen und so eine Akzeptanz für-eine etwaige Maßnahme zu 
erreichen.

Für den Übergang ist zu berücksichtigen, dass die Kommunen bisher nicht zu einer 
frühzeitigen verbindlichen Anliegerinformation verpflichtet waren, so dass sie ggf. Zeit 
benötigen werden, um die verbindlichen Anliegervereammlungen sukzessive durchzu­
führen.

zu Absatz 4:

Sofern im Straßen- und Wegekonzept nach Absatz 1 Straßenausbaumaßnahmen ent­
halten sind, die vom Umfang he; nur geringfügig sind, kann durch Beschluss der kom­
munalen Vertretung auf die Durchführung einer verbindlichen Anliegerversammlung 
nach Absatz 3 verzichtet und diese durch ein anderes Beteiligungsverfahren ersetzt 
werden (zum Beispiel: Austausch der Straßenbeleuchtung). Ein anderes Beteiligungs­
verfahren kann beispielsweise ein schriftliches Anhörungsverfahren (auch unter Be­
rücksichtigung elektronischer Hilfsmittel) darstellen.

§ 8a Absatz 4 KAG-E schafft für die Gemeinde oder Gemeindeverbände und deren 
jeweilige kommunale Vertretung ein Ermessen, das zur Praktikabilität bei gleichzeitiger 
Erhaltung der gebotenen Transparenz beitragen soll.

§ 8a Absatz 4 Satz 3 KAG-E sieht vor, dass die Rechtmäßigkeit des Beitragsbeschei­
des von der Erfüllung der Pflicht zur Durchführung einer Anliegerversammlung nach 
Absatz 3 oder eines anderen Beteiligungsverfahrens unberührt bleibt.

zu Absatz 5:

Der grundsätzlichen räumlichen Begrenzung der Erschließungswirkung in der Länge 
steht die räumliche Begrenzung der Erschließungswirkung in der Tiefe gegenüber. Der 
Satzungsgeber - die Gemeinde bzw. der Gemeindeverband - darf bereits heute -
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auch ohne klarstellende gesetzliche Regelung - eine sogenannte Tiefenbegrenzung 
von Grundstücken festlegen und damit bestimmen, wie weit in die Tiefe sich die Er­
schließungswirkung der ausgebauten Anlage erstreckt.

Vom Grunde her wird einem Eckgrundstück von beiden Straßen gleichermaßen eine 
vorteilsrelevante Inanspruchnahmemöglichkeit geboten, wobei eine Eckgrundstück­
sermäßigung beispielsweise wegen verminderten wirtschaftlichen Vorteils gewährt 
werden kann. Bei einer Dreifacherschließung stellt sich bereits heute die Frage eines 
Billigkeitserlasses.

Die Satzung der Gemeinde oder des Gemeindeverbandes kann unter Berücksichti­
gung von § 8 Absatz 6 bei gemäß § 8 Absatz 2 beitragsfähigen Straßenausbaumaß­
nahmen Beitragsermäßigungen für Eckgrundstücke vorsehen. Die Festlegung einer 
satzungsrechtlichen Tiefenbegrenzung ist zulässig. Dies, die Rechtsprechung nach­
zeichnend, wird nun über § 8a Absatz 5 KAG-E klarstellend geregelt.

Über § 12 KAG finden bestimmte Vorschriften der Abgabenordnung Anwendung auf 
Kommunalabgaben. Die Absätze 6 und 7 lösen die bisher über§ 12 Absatz 1 Nummer 
5 Buchstabe a KAG geltende Stundungsregelung des § 222 der Abgabenordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 1, Oktober 2002 (BGBl. I S. 3866; 2003 I S. 
61), die zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 11. Juli 2019 (BGBl. I S. 1066) 
geändert worden ist, für die Zwecke des Erhebungsverfahrens bei Straßenausbaubei­
trägen vollständig ab.

Absatz 6 regelt die Stundung in der besonderen Form der Ratenzahlung. Im Absatz 7 
wird die Stundung beschränkt auf den Fall der (wirtschaftlichen) Bedürftigkeit geregelt.

Mit der Regelung in Absatz 6 wird ein voraussetzungsloser Anspruch auf Ratenzah­
lung geschaffen. Die Gemeinde und der Gemeindeverband können die Einzelheiten 
der Gewährung in der Satzung regeln, beispielsweise auch Mindestwerte festlegen 
oder eine Staffelung für die Anzahl der zu gewährenden Jahresraten einführen. Anders 
als bisher setzt die Gewährung einer Ratenzahlung aber keine erhebliche Härte für 
den Beitragspflichtige mehr voraus, wie es bisher aufgrund der Verweisung in § 12 
Absatz 1 Nummer 5 Buchstabe a KAG auf § 222 der Abgabenordnung (AO) der Fall 
war.

Die Kommunen erhalten einen weiten gesetzlichen Spielraum, den Beitragsverpflich­
teten auf Antrag eine Zahlung in höchstens zwanzig Jahresraten zu gewähren. Der 
Verzicht auf weitere gesetzliche Voraussetzungen ermöglicht ein unbürokratisches 
und kostengünstiges Erhebungsverfahren.

Der Zinssatz für Stundungen gemäß § 8a Absatz 6 dieses Gesetzentwurfes beträgt 
nicht statische sechs Prozent pro Jahr, sondern passt sich dynamisch der Zinsentwick­
lung an und beträgt dann zwei Prozentpunkte über dem zu Beginn des Jahres gelten­
den Basiszinssatz nach § 247 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB), mindestens jedoch ein 
Prozent.

zu den Absätzen 6 und 7:

Eine Tilgung des Restbetrages ist am Ende jedes Jahres möglich.
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Absatz 7 regelt die Stundung für den Fall der wirtschaftlichen Bedürftigkeit und sieht 
dafür zwei Fallkonstellationen vor:

Zum einen sollen Straßenausbaubeiträge gemäß § 8 Absatz 2 für ein beitragspflichti­
ges Grundstück auf Antrag ohne Festsetzung von Fälligkeiten ganz oder teilweise ge­
stundetwerden, wenn die Zahlung des Beitrages für die beitragspflichtige Person eine 
erhebliche Härte bedeutet (Absatz 7 Satz 1).

Die Verwendung der Wörter „ganz oder teilweise“ ist der Stundungsregelung des § 
222 AO entlehnt. So kommt beispielsweise auch ein vollständiger oder teilweiser Bei­
tragserlass oder ein Erlass der Zinsen bei Vorliegen der Voraussetzungen in Betracht.

y.
Eine erhebliche Härte ist gegeben, wenn der Beitragspflichtige nach einer Abwägung 
zwischen dem Interesse der Gemeinde bzw. dem Gemeindeverband an einer vollstän­
digen und gleichmäßigen Beitragserhebung und dem Interesse des Beitragspflichtigen 
an einem Aufschub der Fälligkeit zumutbar nicht in der'Lage ist, die Beitragsschuld 
ohne ein Entgegenkommen in zeitlicher Hinsicht zu begleichen. Die Entscheidung über 
die Stundung ist eine Ermessensentscheidung. Sie kann bei^Personen vörliegen, die 
sich in einer wirtschaftlichen Notlage befinden, so dass sje gegenwärtig und auf ab­
sehbare Zeit ihre Beitragspflicht nicht erfüllen können. Die Interessen des Beitrags­
pflichtigen sind mit dem Interesse der Gemeinde bzw. des Gemeindeverbandes an 
einer vollständigen und gleichmäßigen Beiträgserhebung abzuwägen.

Eine erhebliche Härte liegt gemäß Absatz 7 Satz 2 insbesondere für eine beitrags­
pflichtige Person, die über ein Einkommen verfügt, das die Bedarfsgrenze der Hilfe 
zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen nach dem Zwölften Buch Sozialge­
setzbuch - Sozialhilfe - (Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Dezember 2003, BGBl. I S. 
3022, 3023), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. Juli 2019 (BGBl. I S. 
1029) geändert worden ist, um nicht mehr als 20 Prozent, des maßgebenden Regel­
satzes übersteigt, vor. Weitere Voraussetzung hierfür ist, dass kein anderes Vermögen 
oder Einkommen die Zahlung von Beiträgen zumutbar macht.

Klarstellend wird darauf hingewiesen, dass aus der gewählten Formulierung „kein an­
deres Vermögen“ zu schließen ist, dass das beitragspflichtige Grundstück nicht als 
Vermögen zählt und die Stundung nicht mit dem Hinweis abgelehnt werden kann, dass 
das Grundstück veräußert oder belastet werden könne.

Über Absatz 7 Satz 3 gilt für die Verzinsung der Ansprüche die Verzinsungsregelung 
des Absatz 6 Satz 2 entsprechend.

Absatz 7 Satz 4 sieht vor, dass bei dem Vorliegen einer unbilligen Härte auch auf 
Zinsen ganz oder teilweise verzichtet werden kann. Nach der Rechtsprechung des 
BFH soll eine unbillige, nicht durch überwiegende öffentliche Interessen gebotene 
Härte dann gegeben sein, wenn durch die Vollziehung des Verwaltungsaktes wirt­
schaftliche Nachteile drohen, die über die eigentliche Leistung hinausgehen, und 
dadurch der beitragspflichtigen Person ein nicht wiedergutzumachender Schaden zu­
gefügt wird, etwa, wenn durch die Leistung die Insolvenz herbeigeführt oder sonst die 
wirtschaftliche Existenz gefährdet würde.

17



Der Antragsteller hat seine wirtschaftliche Lage detailliert vorzutragen und glaubhaft 
zu machen. Die unsubstantiierte Behauptung der Existenzgefährdung ist nicht ausrei­
chend.

Die Stundung endet, wenn die bewilligten Voraussetzungen des Absatz 7 nicht mehr 
vorliegen. Gemäß § 12 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe b KAG gilt § 131 AO („Widerruf 
eines rechtmäßigen Verwaltungsaktes“). Dies kann beispielsweise dann der Fall sein, 
wenn die erhebliche Härte, die gemäß Absatz 7 Satz 1 zur Stundung geführt hat, nicht 
mehr vorliegt oder sich die Einkommensverhältnisse der beitragspflichtigen Person 
nach Absatz 7 Satz 2 geändert haben.

Zu Absatz 8:

Absatz 8 stellt klar, dass die gemäß § 12 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe b, Nummer 
5 Buchstabe a und Nummer 5 Buchstabe b KAG in Betracht zu ziehenden weiterge­
henden Billigkeitsregelungen gemäß §§ 163, 227 und 234 Absatz 2 AO von der zuvor 
landesgesetzlich geregelten Billigkeitsregelung in Absatz 6 und der Härtefallklausel 
des Absatzes 7 unberührt bleiben.

Zu Nummer 3: A.
V v

Die Überschrift des § 26 ist neu fassen, da bereits im geltenden Gesetz ein Außer­
krafttreten nicht mehr Regelungsgegenstand ist.

Der neue Absatz 1 nimmt den bisherigen Regelungsinhalt aus § 26 auf. Im Absatz 2 
wird durch eine Anordnung der Rückwirkung für die in § 8a Absatz 6 und 7 genannten 
Billigkeitsregelungen auch auf bereits abgeschlossene Beitragserhebungsverfahren 
der Anspruch auf Ratenzahlung, die Zinshöhe und die Härtefallregelung auch für ver­
gangene Beitragserhebungen geregelt. Zudem wird vorsorglich klargestellt, dass die 
Rückwirkung sich nicht auf die von Gemeinden und Gemeindeverbänden bereits ver­
einnahmten Beiträge bezieht.

Zu Artikel 2:

Der Artikel regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.
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